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Mittheilimg des Senats an die Bürgerschaft
vom 5. December 1 8 7 3.

1 . Friedhöfe .
Da der Senat dem Beschluß den Bürgerschaft vorn 12 . November e . hinsichtlich

der Gebühr für die Benutzung der Kapellen beizutreten Willens ist, so ist nunmehr
über die Tarife für die neuen altstädtischen Beerdigungsanstalten Einverständnis;
vorhanden und wird der Senat auf die zu erlassende Bekanntmachung zurückkommen.

Er bewilligt auch seinerseits die beantragten Fonds für Vervollständigung
der Hochbauten und des Mobiliares .

Die Kostenanschläge für die Anlage der Friedhöfe , welche der beantragten
Nachbewilligung zum Grunde liegen , hat der Senat durch den Baurath Exncr einer
technischen Prüfung unterziehen lassen, dessen Bericht dahin geht, daß er die sum¬
marischen Angaben Verh . pa§ . 620 mit den speciellen Berechnungen übereinstimmend
und richtig befunden habe . Da somit keine Aussicht vorhanden ist, daß die erfor¬
derliche Vollendung der Friedhvfsanlagen für eine geringere Summe als die veran¬
schlagten 245,500 Mark beschafft werden könne, so glaubt der Senat sich der
Nothwendigkeit nicht verschließen zu dürfen, diesen ganzen Betrag zu be¬
willigen . Indem er daher seinerseits die beantragte Mehrverwendnng genehmigt ,
ersucht er die Bürgerschaft, numehr ebenfalls zuzustimmen .

Die beantragte Deputationsberathung wegen der bisher von Schwachhausen
und Hastedt , sowie von der neustädtischen Beerdigungsanstalt der allgemeinen
Beerdigungsanstalt gezahlten Abgaben scheint dem Senat nicht erforderlich .

Bereits vor mehreren Monaten haben die Gemeindevorsteher von Schwach¬
hausen und Hastedt an den Senat ein Gesuch um Erlaß der gedachten Abgabe ge¬
richtet . Diese Gebühren sind für die Bestattung der Leichen zufolge Verordnung
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ISIS , zuletzt erneuert am 25 . Februar 1867 , seit 1862 im

Durchschnittsbetrage von 146 Thaler an die altstädtische Beerdigungsanstalt entrichtet ,
und nach erfolgter Schließung der beiden vorstädtischen Friedhöse laut Uebereintünst
vom 6 . December 1871 tz 9 (Verh . 1872 paxf . 55) vom Staat zu erheben . Mit
Rücksicht auf die von den gedachten Gemeinden angelegten eigenen Begräbnißanstalten
scheint es dem Senat der Billigkeit zu entsprechen, diese Abgabe, sobald die Kirchhöfe
am Doven- und Herdenthor geschlossen sein werden , wegfallen zu lassen. Er darf
annehmen , daß die Bürgerschaft ihm hierin beitreten werde .

Ein ähnliches Gesuch der Verwalter der neustädtischen Beerdigungsanstalt
hat dagegen vom Senat abschlägig beschieden werden müssen. Wie des Näheren aus
dem Berichte der Justizcomiuission des Senats vom 19 . Mai 1871 (Verhdlg .
pag- 227 , 228) erhellt, hat die St . Pauli Gemeinde seit Schließung des St . Pauli
Kirchhofes jährlich 745 Thaler 48 Grote als Entschädigung für die Gebühren von
den Leichen von der allstädtischen Beerdigungsanstalt erhalten, welche ihrerseits von
der neustädtischen Anstalt seit deren Begründung eine Vergütung und zwar seit dem
Vergleich vom 30 . März 1849 im Aversionalbetrage von jährlich 400 Thaler bezog ;
auch diese Abgabe ist kraft der gedachten Uebereinkunft nach Schließung der vor¬
städtischen Kirchhöfe an den Staat als Rechtsnachfolger der altstädtischen Beerdigungs¬
anstalt zu bezahlen . Bekanntlich ist nun aber bereits der St . Pauli Gemeinde die
Abfindung für die Gebühren, ebenso wie den übrigen Kirchen, vom Staate zugestanden .
Der neustädtischen Beerdigungsanstalt , welche auf selbstständiger Vereinigung und
Verwaltung beruht , diese 400 Thaler auch noch zu erlassen , erscheint unter den
vorliegenden Umständen dem Senate nicht gerechtfertigt .
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2 . Gewerbekammer .
Die Gewerbekammer hat in einer Eingabe an den Senat einige Abändern ^gen

des sie betreffenden Gesetzes vom 30 . Oktober 1863 dringend empfohlen . Unter
denselben sind indeß zwei , welche , wenn sie eintreten sollen , vorab eine Abänderung der
Verfassung , nämlich der ZZ 115 und 116 , sowie des Z 111 erforderlich machen .

Nach Z 115 der Verfassung besteht die Gewerbekammer aus einigen Mitgliedern
des Senats und 21 Mitgliedern des Gewerbeconvents . Die Wirksamkeit der Mitglieder
des Senats ist durch das Gesetz vom 30 . O . tober 1863 auf ein Minimum beschränkt ,indem sie sich im Wesentlichen nur auf die Theilnahme an den regelmäßig alle zwei
Jahre wiederkehrenden Sitzungen , in welchen Ergänzungswahlen für den Gewerbe -
convent oder die Gewerbekammer vorzunehmen sind , erstreckt , während alle sonstigen
Obliegenheiten der Kammer von den zu ihr gehörenden 21 Mitgliedern des Gewerbe -
standes ohne Mitwirkung von Senatsmitgliedern wahrgenommen werden . Die
Gewerbekammcr wünscht nun , daß die Theilnahme von Senatsmitgliedern an der
Gewerbekammer ganz aufhöre , indem sie dabei bemerkt , daß wenn auch beim Erlaßdes Gesetzes von 1863 gleich nach Einführung der Gewcrbefreiheit diese Theilnahme
zweckmäßig erschienen sei, doch gegenwärtig kein Grund dafür vorliege , ebenso wenigwie für die Theilnahme von Senatsmitgliedern an der Handelskammer . — Der
Senat theilt diese Ansicht . Er hält die Theilnahme von Senatsmitgliedcrn an der
Gewerbekammer im öffentlichen Interesse nicht für erforderlich , indem die Leitungder Wahlen zum Gewerbeconvent und zur Gewerbekammer ohne Bedenken . den
Gewerbtreibenden allein überlassen werden kann . Er empfiehlt daher , die Gewerbe -
kammer künftig bloß aus Mitgliedern des Gewerbestandcs bestehen zu lassen .

Nach § ! 11 der Verfassung wird der Gewerbeconvent aus Staatsbürgerngebildet , deren Berufsthätigkeit in der Betreibung eines Handwerkes oder einer
Fabrik besteht . Es scheinen hiernach solche Gewcrbtreibendc , welche ihr Geschäftausgegeben und keinen andern Erwerbszweig ergriffen haben , von der Wahlberechtigungund Wählbarkeit ausgeschlossen zu sein . Die Gewerbekammcr ist aber der Ansicht ,daß gerade solche Personen nicht nur am besten Zeit haben , sich mit gewerblichenAngelegenheiten zu beschäftigen , sondern auch die meiste Erfahrung darin besitzen ,und wünscht daher sie nicht ausgeschlossen zu sehen . Der Senat kann ihr hierinnur beipflichten .

Vorstehendem zufolge trägt der Senat auf eine Abänderung der ZH 115 , 116und 111 der Verfassung an und fordert die Bürgerschaft im Fall ihres Einver¬
ständnisses aus , zu der nach § 67b der Verfassung niederzusetzenden Deputation ihreMitglieder zu wühlen und namhaft zu machen . Diese Deputation würde zugleichüber die hiedurch erforderlich werdenden , sowie über die sonstigen in der Eingangsgedachten Eingabe beantragten Abänderungen des die Gewerbekammer betreffendenGesetzes vom 31 . Oktober 1863 zu berathen und zu berichten haben .

Die Deputation für Häfen rc . beantragt in beifolgendem Berichte die Be¬willigung von 3600 Mark aus das Separatconto der außerordentlichen Verwendungenfür einen auf dem Bahnhöfe zu Bremerhaven zu errichtenden Perron . Der Senaterklärt sich , nach Vernehmung der Finanzdeputation , mit diesem Antrage einverstanden .
4 . Unkosten der Schoßdeputation .

Ebenso genehmigt er , nach Vernehmung der Finanzdupation , die von derSchoßdeputation in beifolgendem Berichte beantragte Mchrverwendung von 1000 Mark .

. .. .
3udem der Senat der Bürgerschaft den anliegenden Bericht der Deputationfür das Generalsteueramt mittheilt , bemerkt er , daß die Baudeputation von ihm zurBerichterstattung über die beantragte Anlage beauftragt worden ist .

3 . Bahnhof zu Bremerhaven .

5 . Einnahmeposten am neuen Torfcanal .
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Anlage I
Zur Mittheilung des Senats

vom 5 . December 1873 .

Gericht der Deputation für Häfen und Eisenbahnen ,
Perron zu Bremerhaven betreffend.

(Eingereicht am 28 . November 1873 .)

Die sehr aufmerksame Eisenbahndirection hat den Personenverkehr zu Bremer¬

haven einer Prüfung unterzogen, und äußert sich darüber wie folgt :
Das Aus - und Einsteigen von Passagieren in Bremerhaven geschieht zur Zeit

an den vorhandenen Gütergleisen ohne Perron , auch sind ferner die Anlagen zur
Beleuchtung dieser Gleise als sehr mangelhaft zu bezeichnen . Diese Umstände führen ,
namentlich bei eingetretener Dunkelheit, zu Unzuträglichkeiten , die eine Abhülfe als

dringend wünschenswert !) erscheinen lassen . Unter Einsendung einer Zeichnung des

Projects zur Anlage eines Perrons bemerkt sodann ferner die Direction : Der

projectirte Perron ist in einer Länge von 150 laufenden Metern angenommen und
würden alle ankommenden und abgehenden Personen - Extrazüge dort zur Abfertigung
gelangen können, mit Ausnahme der kleinen Extrazüge für den Norddeutschen Lloyd
mit Personen I und II Elaste , welche nach wie vor zur größeren Bequemlichkeit des
Publikums auf das westliche , unmittelbar neben dem neuen Hafen liegende Gleise
fahren und dort abgefertigt werden sollen . Die erforderliche Beleuchtung wird durch
Anlage von 6 Stück Pfahllaternen beschafft .

Die Zweckmäßigkeit der Anlage dieses Perrons ist nicht zu verkennen , wie
solches aus der als Anlage beifolgenden Zeichnung sich näher ergiebt , und kann daher
die Deputation nur empfehlen darauf einzugehen. Der Jnspector Fischer hat die
Kosten zu Mark 3600 veranschlagt , und beantragt die Deputation daher die Bewilli¬
gung dieses Belaufs auf Kosten der Anlage des Bahnhofs zu Bremerhaven.

Bremen, 27 . November 1873 .
Die Deputation für Häfen und Eisenbahnen ,

(gez . ) Duckwitz . (gez . ) H . H . Schröder .

Anlage II
zur Mittheilung des Senats

vom 5 . December 1873 .

Gericht der Schoßdcpntatiou,
Nachbewilligung betreffend.

(Eingereicht am 28 . November 1873 .)

Die für die Unkosten bei der Erhebung der Einkommensteuer veranschlagte
Summe von 3000 Mark hat nicht ausgereicht und macht eine Nachbewilligung von
1000 Mark für das lausende Jahr erforderlich .

Die vermehrte Arbeit der angestellten 10 Schoßdiener veranlaßte eine Er¬

höhung des Gehalts derselben von 50 Thlr . Gold auf 200 Mark, sodann verursachte
die fast verdoppelte Anzahl der Erhebnngstermine hier wie in Bremerhaven mehr
Unkosten , und endlich war an Druck , Buchbinderarbeit rc . mehr als veranschlagt
erforderlich .

Die Deputation ersucht somit um Nachbewilligung von 1000 Mark.

(gez.) Feldmann . (gez ) I . F . Kaufmann .
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Anlage IH
zur Mittheilung des Senats

vom 5 . December 1873 .

Bericht der Deputation für das Gelmatsteueramt,
betr . Einnahmeposten am Neuen Torfcanal .

(Eingereicht am 24 . October 1873 .)

Mit der Eröffnung des im Westen des Bürgerparks ausgehobenen Auslade¬
platzes für die Torfschiffe wird die Controls und Steuererhebung im bisherigenErheberhause , am alten Torfbassin , mit irgend einer Sicherheit nicht ferner statt¬finden können und eine Hinausschiebung dieses Postens geboten sein . Der Steuer -director hat hierüber den anliegenden Bericht erstattet und empfohlen , das neueErheberhaus nicht , wie es dem Anscheine nach bisher beabsichtigt , an diesem neuenAusladeplatze , sondern weiter entfernt an der Mündung der neuen Abzweigung desKuhgrabens in den Neuen Torfcanal zu erbauen . Die Deputation kann den indiesem Berichte hervorgehobenen Gründen nur vollkommen beistimmen und beantragthiemit , die Errichtung des Erheberpostens und zweier Wohnungen mit Gartenarealan der bezeichneten , aus uebengehendem Risse näher zu ersehenden Stelle zu be¬schließen mit der Veranschlagung und Herstellung aber die Bandeputativn zu beauftragen .

(gez .) C . Kottmeier . (gez . ) I . C . Dnbbers .

Nuter . Anlage 1
zur Anlage III der Mittheilung des

Senats vom 5 . December 1873 .

Bericht des Itmerdirectors .
In Folge der Verlegung des Torfausladeplatzcs am Neuen Canal undVerbindung des Kuhgrabens mit Letzterem , wird auch die Verlegung der Hebestellefür Consumtionsabgaben , welche sich jetzt am Eingänge des bisherigen Torfbassinsam Neuen Canal befindet , demnächst erforderlich .Durch die Vereinigung beider jetzigen Torfausladeplätze — am Neuen Canalund Kuhgraben — wird der Verkehr an den Hebestellen in so weit verändert , alsam Büreau des Neuen Canals fast die ganze Abgabenerhebung für Torf vereinigtwird , während das Büreau am Stau als Controleposten auch künftig beibehaltenwerden muß .
Die Hcbestelle ane Neuen Canal würde nun , in gleicher Weise wie es bisherder Fall gewesen ist , am Eingänge des Canals in das künftige neue Torfbassin(Ausladeplatz ) erbaut werden können , da alle Schiffer , welche mit Tors an die Stadtkommen , hier passiven müssen . Da aber voraussichtlich die Ländereien am Weidedammldie Bürgerweidekämpe ), welche auf solcbe Weise zwischen der Hebcstelle und derAbgabengrenze liegen würden , in nicht allzu ferner Zeit bebauet werden und alsdanneine abermalige Verlegung des Büreaus erforderlich würde , so möchte ich anheimgeben , die Hebestelle sofort weiter hinaus zu legen und zwar an den Punkt , wo derCanal , welcher für die durch den Kuhgraben kommenden Schiffe — mit der HamburgerBahn parallel laufend — gebaut wird , in den s . g . Neuen Canal mündet .
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Es wird hier durch den Bahndamm im Norden, den Neuen Canal im Süd-
westen und den Verbindungscanal mit dem Kuhgraben im Südosten ein Dreieck gebildet ,
dessen südliche Spitze der geeigneteste Platz für die Hebestelle ist . — Dieselbe würde
allerdings auch hier nicht au der äußersten Grenze des Abgabebezirkes , welche durch
die kleine Wumme gebildet wird, zu liegen kommen, was aber wegen des Verkehrs
aus dem Kuhgraben ohne große Kosten nicht zu ermöglichen ist, da bei einer Ne -
legung an die äußerste Grenze in der Nähe der Abdeckerei die Schiffahrt auf dem
Kuhgraben nicht controlirt werden kann und daher auch an der Kreuzung des Kuh¬
grabens und der kleinen Wumme eine zweite Hebestelle errichtet werden müßte .

Für die beiden Wohnungen (Einnehmer und Gehülfe ) muß ein größeres
Areal , welches an dieser Stelle in genügender Weise vorhanden ist, und nur der
Aufhöhung bedarf , als Garten reservirt werden , da bei der großen Entfernung von
der Stadt den Beamten Gelegenheit gegeben werden muß , das erforderliche Gemüse
selbst zu ziehen, wie dies schon jetzt am Stau der Fall ist.

Nach erfolgter Verlegung würde die jetzige Einnehmerwohnung am Neuen
Canal , sowie die Gehülsenwohnung am Stau vom Generalsteueramt ferner nicht
mehr benutzt und für andere Zwecke disponibel werden . — Die Einnehmerwohnung
nebst Büreau am Stau muß auch ferner für den Verkehr mit dem Blocklande als
Controleposten dienen .

(gez .) Herm . DierkLnq .
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